
  

Ursprungsfassung Änderungen 
(Änderung in der Numme-
rierung erfolgt erst später ) 

Erläuterungen 

Gesellschaftsvertrag   
für die "Bäder- und Parkhausgesell-
schaft der Stadt Coesfeld  GmbH" 

  

- in der Fassung vom 13.12.93 -   
   
   
§ 1 Rechtsform, Firma und Sitz    
   
(1) Die Gesellschaft ist eine Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung. 

  

   
(2) Sie führt die Firma    
   
"Bäder- und Parkhausgesellschaft der 
Stadt Coesfeld GmbH". 

  

   
(3) Sitz der Gesellschaft ist Coesfeld.   
   
   
§ 2 Gegenstand des Unterneh-
mens  

  

   
(1) Gegenstand des Unternehmens 
sind die Errichtung und der Betrieb 
öffentlicher Bäder- und Parkeinrichtun-
gen (Parkhäuser und andere Einrich-
tungen des ruhenden Verkehrs). 

  

   
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maß-
nahmen und Geschäften berechtigt, 
durch die der Gesellschaftszweck ge-
fördert werden kann. Sie kann sich zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben anderer Un-
ternehmen bedienen, sich an ihnen 
beteiligen oder solche Unternehmen 
sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errich-
ten, erwerben, pachten oder die Be-
triebsführung bei solchen Unternehmen 
übernehmen. 

(2) Die Gesellschaft ist im 
Rahmen der geltenden 
Gesetze zu allen Maß-
nahmen und Geschäften 
berechtigt, durch die der 
Gesellschaftszweck geför-
dert werden kann. Sie 
kann sich im Rahmen der 
geltenden Gesetze zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben 
anderer Unternehmen be-
dienen, sich an ihnen 
beteiligen oder solche Un-
ternehmen sowie Hilfs- 
und Nebenbetriebe errich-
ten, erwerben, pachten 
oder die Betriebsführung 
bei solchen Unternehmen 
übernehmen. 

Die Formulierung „im 
Rahmen der geltenden 
Gesetze“ wurde wegen der 
zwingenden Vorgabe der 
Kommunalaufsicht aufge-
nommen. 

   
   
§ 3 Geschäftsjahr   
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Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.   
   
   
§ 4 Stammkapital und Stammein-
lagen  

  

   
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft 
beträgt 4.000.000,00 DM (in Worten: 
Vier Millionen Deutsche Mark). 

(1) Das Stammkapital der 
Gesellschaft beträgt 
2.050.000,00 € (in Worten: 
Zwei Millionen fünfzigtau-
send Euro). 

Das Stammkapital wird auf 
Euro umgestellt und ge-
rundet. Es ist eine minima-
le Kapitalerhöhung erfor-
derlich. Eine alternative 
Kapitalherabsetzung auf 2 
Mio Euro wäre aufwändig 
und langwierig. 

   
(2) Die Stadt Coesfeld übernimmt eine 
Stammeinlage in gleicher Höhe. 

(2) Gesellschafter sind die 
Wirtschaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH mit 
einem Geschäftsanteil im 
Nennbetrag von 
2.029.500,00 € sowie die 
Stadt Coesfeld mit einem 
Geschäftsanteil im Nenn-
betrag von 20.500,00 €. 

 

   
(3) Die Stammeinlage wird im Wege 
einer Sacheinlage durch Umwandlung 
des Regiebetriebes "Bäder und Park-
häuser der Stadt Coesfeld" mit allen 
Aktiva und Passiva gemäß der beige-
fügten Vermögensübersicht erbracht. 
Der Wert des zu übertragenden Ver-
mögens beträgt 6.637.143,00 DM. 

gestrichen  

   
§ 5 Verfügung über Geschäftsan-
teile  

  

   
(1) Die Übertragung oder Verpfändung 
der Geschäftsanteile oder von Teilen 
der Geschäftsanteile bedarf der Zu-
stimmung der Gesellschafterversamm-
lung. 

  

   
(2) Der Beschluß ist mit einer Mehrheit 
von drei Vierteln des gesamten 
Stammkapitals zu fassen. 

  

   
   
§ 6 Gesellschaftsorgane    
   
Die Organe der Gesellschaft sind:   
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-  der Geschäftsführer und   
-  die Gesellschafterversammlung.   
   
   
§ 7 Geschäftsführung und Vertre-
tung der Gesellschaft  

  

   
(1) Die Gesellschaft hat einen Ge-
schäftsführer; Geschäftsführer der Ge-
sellschaft ist der jeweilige Geschäfts-
führer der Wirtschaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH, sobald und so-
lange die Gesellschaft durch einen 
Gewinnabführungs- und Beherr-
schungsvertrag in die Wirtschaftsbe-
triebe der Stadt Coesfeld GmbH einge-
gliedert ist. 

(1) Die Gesellschaft hat 
einen Geschäftsführer; 
Geschäftsführer der Ge-
sellschaft ist der jeweilige 
Geschäftsführer der Wirt-
schaftsbetriebe der Stadt 
Coesfeld GmbH, sobald 
und solange die Gesell-
schaft durch einen Ergeb-
nisabführungsvertrag mit 
der Wirtschaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH ver-
bunden ist. 

Anpassung des Aus-
tauschs des Gewinnabfüh-
rungs- und Beherr-
schungsvertrags durch 
den Ergebnisabführungs-
vertrag 

   
(2) Dem Geschäftsführer obliegt die 
Führung der Geschäfte der Gesell-
schaft, soweit das Gesetz und der Ge-
sellschaftsvertrag nicht etwas anderes 
bestimmen. Rechte und Pflichten des 
Geschäftsführers ergeben sich aus 
dem Gesetz, diesem Gesellschaftsver-
trag und dem Anstellungsvertrag. 

(2) Die Gesellschaft wird 
durch den Geschäftsführer 
vertreten. Dem Geschäfts-
führer obliegt die Führung 
der Geschäfte der Gesell-
schaft, soweit das Gesetz 
und der Gesellschaftsver-
trag nicht etwas anderes 
bestimmen. Rechte und 
Pflichten des Geschäfts-
führers ergeben sich aus 
dem Gesetz, diesem Ge-
sellschaftsvertrag und dem 
Anstellungsvertrag. 

Es erfolgt die Aufnahme 
einer ausdrücklichen Ver-
tretungsregelung. 

   
(3) Der Geschäftsführer ist von den 
Beschränkungen des § 181 BGB be-
freit. 

  

 (4) Die in Abs. 5 genann-
ten Geschäfte bedürfen 
der Zustimmung der Ge-
schäftsführung der Wirt-
schaftsbetriebe der Stadt 
Coesfeld GmbH. 

Inhaltsgleiche Überführung 
der Regelungen aus dem 
Beherrschungs- und Ge-
winnabführungsvertrag. 
 
 
 

 (5) Zustimmungspflichtig 
sind: 
1. Festsetzung und Ände-
rung der Nutzungsbedin-
gungen für die von der 
Gesellschaft betriebenen 
öffentlichen Einrichtungen 
einschließlich der Festle-
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gung der Nutzungsentgel-
te, 
2. Feststellung und Ände-
rung des Wirtschaftsplans 
und seiner Nachträge, 
3. Wahl oder Entsendung 
von Vertretern in den Auf-
sichtsrat oder ein entspre-
chendes Organ von Betei-
ligungsunternehmen (Un-
ternehmen jeglicher 
Rechtsform, an denen die 
Gesellschaft entsprechend 
§ 271 Abs. 1 HGB beteiligt 
ist), 
4. Stimmabgabe in Gesell-
schafter- oder Hauptver-
sammlungen von Beteili-
gungsgesellschaften i.S. 
des § 271 Abs. 1 HGB, 
5. Erteilung und Widerruf 
von Prokuren und Ge-
samthandlungsvollmach-
ten, 
6. Erwerb, dingliche Belas-
tung und Veräußerung von 
Grundstücken und grund-
stücksgleichen Rechten, 
7. Aufnahme von Darle-
hen, Übernahme von 
Bürgschaften, Abschluss 
von Gewährverträgen und 
Bestellung sonstiger Si-
cherheiten, ausgenommen 
sind Darlehensverträge mit 
der Wirtschaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH und 
Schwesterngesellschaften, 
8. Hingabe von Darlehen, 
Schenkungen und Verzicht 
auf Ansprüche, ausge-
nommen sind Darlehen an 
die Wirtschaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH und 
Schwestergesellschaften, 
9. Einleitung gerichtlicher 
oder schiedsgerichtlicher 
Verfahren sowie deren 
Beendigung durch Rück-
nahme der Anträge oder 
Vergleich, 
10. Einstellung, Umgrup-
pierung und Entlassung 
von Angestellten, 
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11. Abschluss von Verträ-
gen mit dem Geschäftsfüh-
rer, 
12. Abschluss von Verträ-
gen, wenn der Vertragsge-
genstand nicht zu den Ge-
schäften der laufenden 
Betriebsführung zählt. 
(6) Die Geschäftsführung 
der Wirtschaftsbetriebe der 
Stadt Coesfeld GmbH ist 
berechtigt, Wertgrenzen 
festzulegen, bis zu denen 
die vorgenannten Ge-
schäfts zustimmungsfrei 
sind.  
 

§ 8 Gesellschafterversammlun-
gen, Gesellschafterbeschlüsse  

  

   
(1) Die Rechte der Stadt Coesfeld in 
der Gesellschafterversammlung wer-
den durch den vom Rat der Stadt 
Coesfeld benannten Vertreter wahrge-
nommen. 

  

(2) In jedem Jahr ist mindestens eine 
Gesellschafterversammlung abzuhal-
ten. Sie soll am Sitz der Gesellschaft 
stattfinden. 

  

(3) Die Gesellschafterversammlung 
wird durch den Geschäftsführer unter 
Angabe der Tagesordnung mit einer 
Frist von zwei Wochen einberufen. 
Wenn der Gesellschafter nicht wider-
spricht, kann auf Form und Frist ver-
zichtet werden. 

(3) Die Gesellschafterver-
sammlung wird durch den 
Geschäftsführer unter An-
gabe der Tagesordnung 
mit einer Frist von einer 
Woche einberufen. Wenn 
der Gesellschafter nicht 
widerspricht, kann auf 
Form und Frist verzichtet 
werden. 

Verkürzung der Einberu-
fungsfrist in Parallele zur 
AR-Regelung 

(4) Den Vorsitz in der Gesellschafter-
versammlung führt der durch den Rat 
der Stadt Coesfeld benannte Vertreter. 

  

(5) Der Geschäftsführer nimmt an der 
Gesellschafterversammlung teil. 

(5) Der Geschäftsführer 
nimmt an der Gesellschaf-
terversammlung teil, so-
weit die Gesellschafterver-
sammlung nicht etwas an-
deres beschließt. 

In den Gesellschafterver-
sammlungen, in denen es 
um die Bestellung und 
Abberufung des Gesell-
schafters geht, ist die An-
wesenheit des Geschäfts-
führers eventuell nicht an-
gezeigt.  
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(6) Über die Beschlüsse der Gesell-
schafterversammlung ist ein Ergebnis-
protokoll zu fertigen, das vom Vorsit-
zenden sowie dem Schriftführer zu 
unterzeichnen ist. 

  

   
§ 9 Aufgaben der Gesellschafter-
versammlung  

  

   
(1) Die Gesellschafter können dem 
Geschäftsführer im Einzelfall Weisun-
gen erteilen. Der Vertreter gemäß § 8 
Abs. 1 kann eine Weisung nur erteilen 
bzw. mitbeschließen, wenn der Rat der 
Stadt Coesfeld zuvor einen entspre-
chenden Beschluß gefaßt hat. 

  

   
(2) Die Gesellschafterversammlung 
beschließt insbesondere in folgenden 
Angelegenheiten: 

  

   
1. Änderungen des Gesell-
schaftsvertrages einschließlich Kapital-
erhöhungen und -herabsetzungen, 

  

2. Umwandlung, Verschmelzung und 
Auflösung der Gesellschaft, 

  

3. Übernahme neuer Aufgaben,   
4. Erwerb, Veräußerung, An- und Ver-
pachtung von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen und Beteiligungen sowie 
deren Errichtung und Auflösung und 
die Übernahme der Betriebsführung für 
andere Unternehmen, 

  

5. Feststellung des Jahresabschlusses, 5. Feststellung des Jah-
resabschlusses, Feststel-
lung und Änderung des 
Wirtschaftsplans und sei-
ner Nachträge, 

Regelung entspricht der 
bei den Wirtschaftsbetrie-
ben 

6. Wahl des Abschlußprüfers,   
7. Verwendung des Reingewinns bzw. 
Vortrag oder Abdeckung eines Bilanz-
verlustes, 

  

8. Bestellung und Abberufung des Ge-
schäftsführers, sofern nicht § 7 Abs. 1 
eingreift, 

  

9. Abschluß, Änderung und Kündigung 
des Anstellungsvertrages mit dem Ge-
schäftsführer; eine Kündigung ist aus-
geschlossen, solange § 7 Abs. 1 ein-
greift, 

  

10. Entlastung des Geschäftsführers,   
11. Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen gegenüber dem Geschäfts-
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führer. 
 12. Abschluß, Kündigung, 

Änderung und Aufhebung 
von Unternehmensver-
trägen (insbesondere Be-
herrschungs-, (Teil-) Ge-
winnabführungsverträge, 
Gewinngemeinschaften 
und Betriebsverpachtungs- 
und Überlassungsverträ-
ge.). 

 

   
   
(3)  Der vorherigen Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung bedürfen: 

  

   
1. Abschluß, Kündigung, Änderung und 
Aufhebung von Unternehmensver-
trägen, 

gestrichen Abs. 3 Nr. 1 wird gestri-
chen und als Abs. 2 Nr 12 
aufgenommen.  

2. Verfügungen über Geschäftsanteile,   
3. Veräußerung des Unternehmens im 
ganzen oder zu wesentlichen Teilen. 

  

   
(4) Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung bedürfen, soweit das Ge-
setz oder dieser Gesellschaftsvertrag 
nichts anderes bestimmen, der einfa-
chen Stimmenmehrheit des in der Ver-
sammlung vertretenen Stammkapitals. 

  

   
(5) Für Beschlüsse über Änderungen 
des Gesellschaftsvertrages, den 
Abschluß von Unternehmensverträgen, 
die Veräußerung von Anteilen an Or-
gangesellschaften sowie über die Um-
wandlung, Verschmelzung oder Auflö-
sung der Gesellschaft ist eine Mehrheit 
von drei Vierteln des gesamten 
Stammkapitals erforderlich. 

  

   
   
§ 10 Wirtschaftsplan    
   
(1) Der Geschäftsführer stellt so recht-
zeitig einen Wirtschaftsplan auf, daß 
das zuständige Gremium vor Beginn 
des Geschäftsjahres seine Zustim-
mung erteilen kann. 

(1) Der Geschäftsführer 
stellt so rechtzeitig einen 
Wirtschaftsplan auf, daß 
die Gesellschafterver-
sammlung vor Beginn des 
Geschäftsjahres die Fest-
stellung erteilen kann. 

 

 (2) Der Wirtschaftführung 
ist vom Geschäftsführer 
eine fünfjährige Finanzpla-
nung und eine Mittelfrist-

Vgl. § 108 Abs. 2 Nr. 1 b) 
GO NRW. 
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planung zugrunde zu le-
gen, die der Stadt Coes-
feld zur Kenntnis zu brin-
gen sind. 

(2) Auf den Wirtschaftsplan finden die 
entsprechenden Vorschriften der Ei-
genbetriebsverordnung Nordrhein-
Westfalen (EigVO NW) in der jeweils 
geltenden Fassung sinngemäß An-
wendung. 

  

   
§ 11 Jahresabschluß, Lagebericht, 
Prüfungen, Offenlegung und Ergeb-
nisverwendung  

  

   
(1) Der Geschäftsführer stellt innerhalb 
der ersten drei Monate des Geschäfts-
jahres den Jahresabschluß (Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang) und den Lagebericht für das 
vergangene Geschäftsjahr auf. 

(1) Der Geschäftsführer 
stellt innerhalb der ersten 
drei Monate des Ge-
schäftsjahres den Jahre-
sabschluß (Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang) und den 
Lagebericht für das ver-
gangene Geschäftsjahr 
auf. In den Lagebericht ist 
zur Einhaltung der öffentli-
che Zwecksetzung und zur 
Zweckerreichung Stellung 
zu nehmen. 

 

   
(2) Unverzüglich nach Eingang des 
Prüfungsberichts des Abschlußprüfers 
hat der Geschäftsführer den Jahre-
sabschluß, den Lagebericht und den 
Prüfungsbericht den Gesellschaftern 
zum Zwecke der Feststellung des Jah-
resabschlusses und etwaigen zustän-
digen Kontrollgremien den Jahre-
sabschluß sowie den Lagebericht zur 
Prüfung vorzulegen. Das gleiche gilt für 
den Vorschlag zur Ergebnisver-
wendung. 

  

   
(3) Jahresabschluß und Lagebericht 
sind entsprechend den für große Kapi-
talgesellschaften geltenden Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches zu prüfen. Der Auftrag 
an den Abschlußprüfer ist auch auf die 
Aufgaben des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) zu 
erstrecken. Der Stadt Coesfeld werden 
die in § 54 HGrG genannten Befugnis-
se eingeräumt. 

(3) Jahresabschluß und 
Lagebericht sind entspre-
chend den für große Kapi-
talgesellschaften gelten-
den Vorschriften des Drit-
ten Buches des Handels-
gesetzbuches zu erstellen 
und zu prüfen. Der Auftrag 
an den Abschlußprüfer ist 
auch auf die Aufgaben des 
§ 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

108 Abs. 1 Nr. 8 GO NRW 
§ 54 HGrG ist eine "kann"-
Vorschrift und damit nicht 
zwingend 
 
Die Kontrollrechte können 
auch durch die Gesell-
schafter nach dem Kom-
munalrecht wahrgenom-
men werden. Darüber hin-
aus stehen dem Gesell-



- 9 - 
 

Haushalts-
grundsätzegesetz (HGrG) 
zu erstrecken. 

schafter gemäß § 51a 
GmbHG  umfangreiche 
Auskunftsrechte über die 
Angelegenheiten der Ge-
sellschaft und Einsichts-
rechte in die Bücher und 
Schriften zu. 

   
(4) Die Offenlegung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts richtet 
sich nach den maßgeblichen Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches. Daneben sind die Fest-
stellung des Jahresabschlusses, die 
Gewinnverwendung bzw. der Verlust-
ausgleich sowie das Ergebnis der Jah-
resabschlußprüfung durch eine ortsüb-
liche Bekanntmachung gem. § 15 Abs. 
2 des Gesellschaftsvertrages zu veröf-
fentlichen. 

(4) Die Offenlegung des 
Jahresabschlusses und 
des Lageberichts richtet 
sich nach den maßgebli-
chen Vorschriften des Drit-
ten Buches des Handels-
gesetzbuches. Daneben 
sind die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die 
Gewinnverwendung bzw. 
der Verlustausgleich sowie 
das Ergebnis der Jah-
resabschlußprüfung durch 
eine ortsübliche Bekannt-
machung gem. § 14 Abs. 2 
des Gesellschaftsvertrages 
zu veröffentlichen. Zudem 
ist der Jahresabschluss 
und der Lagebericht bis 
zur Feststellung des fol-
genden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme 
verfügbar zu halten. 

§ 108 Abs. 2 Nr. 1 c) GO 
NRW 
Eine Veröffentlichung 
durch ortübliche Be-
kanntmachung stellt eine 
von der GO NRW 
geforderte öffentliche 
Bekanntmachung dar. 

   
(5) Die Gesellschafter haben spätes-
tens bis zum Ablauf der ersten acht 
Monate des Geschäftsjahres über die 
Feststellung des Jahresabschlusses 
sowie über die Ergebnisverwendung für 
das vorangegangene Geschäftsjahr zu 
beschließen. 

  

   
   
§ 12  Steuerklausel    
   
(1) Der Leistungsverkehr zwischen der 
Gesellschaft und dem Gesellschafter 
sowie diesem nahestehenden Perso-
nen hat sich bei sämtlichen Rechtsge-
schäften nach den steuerlichen 
Grundsätzen über die Angemessenheit 
von Leistung und Gegenleistung zu 
richten. 

  

   
(2) Verstoßen Rechtsgeschäfte oder 
Rechtshandlungen gegen Abs. 1, so 
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sind sie insoweit unwirksam, als den 
dort genannten Personen ein Vorteil 
gewährt wird. Der Begünstigte ist ver-
pflichtet, der Gesellschaft Wertersatz in 
Höhe des ihm zugewandten Vorteils zu 
leisten. Besteht aus Rechtsgründen 
gegen eine dem Gesellschafter nahe-
stehende Person kein Ausgleichsan-
spruch, so richtet sich der Anspruch 
gegen den Gesellschafter. 
   
(3) Ob und in welcher Höhe ein geld-
werter Vorteil entgegen der Bestim-
mung des Abs. 1 gewährt worden ist, 
steht mit den Rechtsfolgen des Abs. 2 
nach einer rechtskräftigen Feststellung 
der Finanzbehörden oder eines Fi-
nanzgerichtes fest. 

  

   
   
   
§ 13 Gründungsaufwand    
   
Die Gesellschaft trägt die mit der 
Gründung verbundenen Kosten der 
Eintragung und Bekanntmachung, so-
wie die Notarkosten, die mit der Grün-
dung zusammenhängenden Bera-
tungskosten sowie die Aufwendungen 
des Gesellschafters für die Erbringung 
der Sacheinlage bis zu einem Gesamt-
betrag von 50.000,00 DM. 

gestrichen  

   
   
§ 14 Salvatorische Klausel    
   
Falls einzelne Bestimmungen dieses 
Gesellschaftsvertrages und etwaiger 
Änderungen unwirksam sein oder wer-
den sollten, oder dieser Vertrag Lücken 
enthält, wird dadurch die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen nicht be-
rührt. Anstelle der unwirksamen Be-
stimmung gilt diejenige wirksame Be-
stimmung als vereinbart, welche dem 
Sinn und Zweck der unwirksamen Be-
stimmung entspricht. Im Falle von Lü-
cken gilt diejenige Bestimmung als 
vereinbart, die dem entspricht, was 
nach Sinn und Zweck dieses Vertrages 
vernünftigerweise vereinbart worden 
wäre, hätte man die Angelegenheit von 
vornherein bedacht. 
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§ 15 Bekanntmachungen    
   
(1) Die Bekanntmachungen der Gesell-
schaft werden im Bundesanzeiger ver-
öffentlicht, soweit dies durch Gesetz 
zwingend vorgeschrieben ist. 

(1) Die Bekanntmachun-
gen der Gesellschaft erfol-
gen im elektronischen 
Bundesanzeiger, soweit 
dies durch Gesetz zwin-
gend vorgeschrieben ist. 

 

   
(2) Alle übrigen Bekanntmachungen 
erfolgen entsprechend den Bestim-
mungen der Hauptsatzung der Stadt 
Coesfeld in der jeweils gültigen Fas-
sung. 

  

 


